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DB Ausbaustrecke Karlsruhe–Basel, Bahnstrecke 4000, Rheintal-

bahn (Rtb) 

Teilstreckenbereiche Planfeststellungsabschnitte Rtb PfA 8.5–8.9 

Kenzingen–Buggingen, Rtb km 186,766 bis km 231,200  

PfA 8.7, Freiburg–St. Georgen bis Ehrenkirchen, Rtb km 212,800 

bis km 221,550;  

hier: Analyse des Erläuterungsberichts zur Frühen Öffentlich-

keitsbeteiligung der DB InfraGO AG vom November 2024 unter 

Berücksichtigung einer Ertüchtigung der Bestandstrasse 

 

I. Gegenstand der Stellungnahme 

 

Die zwei zusätzlichen Gleise der Neubaustrecke (NBS) Karlsruhe-

Basel sollen die bestehende Rheintalbahn entlasten. Dies gilt insbe-

sondere für die zwei zusätzlichen Gleise der NBS im StA 8A in den PfA 

8.0 bis 8.4 mit Umfahrung der Freiburg Bucht an der BAB A 5, Kenzin-

gen – Buggingen. Daher können künftig deutlich mehr Fern- und Nah-

verkehrszüge auf der Rheintalbahn zwischen Karlsruhe und Basel fah-

ren. Dies gilt auch für die Teilstreckenabschnitte zwischen Kenzingen 

und Buggingen, Rtb km 186,766 bis km 231,200. Dadurch erhöht sich 

die Kapazität für Fern- und Nahverkehrszüge erheblich. 
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Die Leistungsfähigkeit der Rheintalbahn auf der DB Ausbaustrecke Karlsruhe-Basel soll 

darüber hinaus zusätzlich durch Ausbaumaßnahmen auf der Strecke der Rheintalbahn 

erhöht werden. Im StA 8B ist deshalb der Ausbau der bestehenden Rheintalbahn zwi-

schen Teningen und Buggingen vorgesehen. Der Streckenabschnitt StA 8B ist in fünf 

Planfeststellungsabschnitte (PfA 8.5 bis 8.9) aufgeteilt. Der StA 8A mit den PfA 8.0 bis 

PfA 8.4 der NBS ist von dem Ausbauplanungskonzept der Rtb im StA 8B unabhängig. 

 

Der StA 8B umfasst die fünf PfA 8.5 bis PfA 8.9 der Rtb Strecke 4000. Die Ertüchtigung 

der Rheintalbahn im Streckenabschnitt 8B soll dabei vom Norden her gesehen südlich 

des Kenzinger Bogens beginnen und entlang der Bestandstrasse bis Buggingen führen. 

In den PfA 8.5, 8.6, 8.8 und 8.9 beschränken sich die Ausbaumaßnahmen der Rtb auf 

eine Ertüchtigung der Bestandsstrecke ohne zusätzliche Gleise für Fern- und Güterver-

kehrszüge. Außer im PfA 8.7 fahren die Fern- und Nahverkehrszüge weiterhin unverän-

dert auf der bestehenden Rtb. Die DB InfraGO AG hat auch keine Veranlassung gese-

hen, im Bereich der Kollmarsreuter Kurve im PfA 8.5 eine Trassenkorrektur vorzuneh-

men, obwohl der Radius der Kollmarsreuter Kurve wesentlich kleiner ist als die S-

Schleife im Bereich Ebringen bis Schallstadt im PfA 8.7. 

 

Abb. Überblick PfA 8.5 bis 8.9 (Ausschnitt) 

 

Der Bereich des Freiburger Hauptbahnhofs bleibt auf ca. 1,5 km von der Ertüchtigung 

unberührt. Zum Anschluss des Freiburger Hauptbahnhofes werden im StA 8B der Fern-

verkehr (SPFV) und der Nahverkehr (SPNV) im Bereich der Freiburger Bucht über die 

bestehende Rtb geführt. Die beiden bestehenden Gleise werden in diesem Abschnitt 

aufgrund der trassierungstechnischen Randbedingungen in Verbindung mit dem Zulauf-

bereich auf den Freiburger Hbf auf Ve = 200 km/h ertüchtigt.  

 

Im Rahmen der Ertüchtigung der Rheintalbahn Bestandsstrecke Teilstreckenabschnitt 

Freiburg Süd soll nach den verkehrlichen und betrieblichen Anforderungen gem. dem 

Erläuterungsbericht zur Frühen Öffentlichkeitsbeteiligung der DB InfraGO AG vom No-
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vember 2024 (nachfolgend Erläuterungsbericht Vorplanung genannt) als Ziel eine Ge-

schwindigkeit von 200 km/h erreicht werden. Dort heißt es:  

 

„Die bestehende zweigleisige und elektrifizierte Rtb zwischen Teningen 
und Buggingen soll gem. Planungsauftrag auf max. 200 km/h ausgebaut 
werden. Im Zuge der Ertüchtigung und der Geschwindigkeitserhöhung 
sind alle Bestandbauwerke entlang der Strecke 4000 auf die Anforderun-
gen der Geschwindigkeit von max. 200 km/h anzupassen.“ 

 

Dies gilt auch für den PfA 8.7, Freiburg St. Georgen bis Ehrenkirchen (Rtb km 212,800 

bis km 221,550). Derzeit ist die VzG im PfA 8.7 wie folgt: 

 
 von FR St. Georgen bis vor Leutersberg mit VzG=130 km/h 

 ca. 1,5 km von Leutersberg bis Ebringen mit VzG=160 km/h 
 von Rtb km 215,500 Ebringen bis Rtb km 217,700 Schallstadt VzG=110 km/h 
 von Rtb km 217,700 Richtung Süden VzG=160 km/h 

 

Zur Erreichung des o.g. Zwecks ist vorgesehen, eine ca. 3 km lange Teilstrecke des PfA 

8.7 viergleisig zu führen: zwei Gleise für den Fern- und Güterverkehr sollen durch das 

neu zu errichtende Batzenbergtunnelbauwerk (Str. 4316) mit einer Geschwindigkeit von 

200 km/h geführt werden. Die zwei bestehenden Gleise der Rheintalbahn sollen auf 

dieser Teilstrecke für Nahverkehrszüge genutzt werden, mit einer vorgesehenen Ge-

schwindigkeit von 110 km/h, unter Einbeziehung der bestehenden HP Schallstadt und 

Ebringen. 

 

Aufgrund der Geschwindigkeitserhöhung auf 200 km/h und des kurvenreichen Stre-

ckenverlaufs wurden nach dem Erläuterungsbericht Vorplanung Varianten zur Verbes-

serung der Linienführung mit eventuell notwendiger Tunnellösung untersucht. Hierzu 

wurden insgesamt sechs verschiedene Lösungsmöglichkeiten aufgestellt und vier davon 

näher betrachtet. Alle vier näher betrachteten Varianten (B, C, E und Vorzugsvariante 

D) der DB InfraGO AG auf einer Teilstrecke des PfA 8.7 beruhen auf einem Neubau von 

zwei Gleisen für den Fern- und Güterverkehr und einer Aufrechterhaltung der Bestands-

strecke für den Nahverkehr.  

 

Nicht in die Variantenüberlegung einbezogen worden ist bislang eine Ertüchtigung der 

Bestandsstrecke des PfA 8.7 für den Fern- und Güterverkehr und für den Nahverkehr. 

Hierzu liegen bislang keine Untersuchungen vor. Die DB InfraGO AG hat sich insoweit 

„buchstabengetreu“ auf den Auftrag zurückgezogen, wonach im Zuge der Ertüchtigung 

und der Geschwindigkeitserhöhung alle Bestandbauwerke entlang der Strecke 4000 auf 

die Anforderungen der Geschwindigkeit von max. 200 km/h anzupassen sind. 
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Die „buchstabengetreue“ Umsetzung des Auftrages kann aber nicht „ohne Rücksicht auf 

Verluste und Kosten“ erfolgen. Vielmehr unterliegt auch die Auftragserfüllung dem Ge-

bot der Verhältnismäßigkeit.  

 

Im vorliegenden Fall ist deshalb zu berücksichtigen, dass die in dem Erläuterungsbericht 

Vorplanung zu Grunde gelegte Vorzugsvariante D der DB InfraGO AG um ein Vielfa-

ches teurer ist als die Ertüchtigung der Bestandsgleise und die Umsetzung der geplan-

ten Vorzugsvariante D der DB InfraGO AG im PfA 8.7 mit deutlich höheren Eingriffen als 

die Ertüchtigung der Bestandsgleise verbunden ist:  

 

Zunächst müssen drei Wohnhäuser im Bereich Leutersberg in Anspruch genommen 

werden. Ferner ist ein erheblicher Eingriff in die Natur und Landschaft erforderlich. Die 

Vorzugsvariante D erfordert eine Untertunnelung des Batzenbergs auf einer Länge von 

1,35 km, in dem die Bahn in einem teuren Bauwerk durch den Berg fährt. Der Tunnel 

soll größtenteils in bergmännischer Bauweise errichtet werden, nur die Anfangsab-

schnitte im Norden (80 m) und im Süden (280 m) sollen in offener Bauweise hergestellt 

werden. Bereits dadurch würden zahlreiche Rebanlagen im historischen Batzenberg 

zerstört werden. 

 

Im Erläuterungsbericht Vorplanung fehlt bislang eine Darstellung, wie die bergmänni-

sche Bauweise im Zentralbereich des Batzenbergtunnels umgesetzt werden soll. Die 

Gemeinde hat erhebliche Zweifel, ob es ohne vertretbares Risiko möglich ist, den Zent-

ralbereich des geplanten neuen Batzenbergtunnels wie von der DB InfraGO AG vorge-

sehen in bergmännischer geschlossener Bauweise durchzuführen (siehe hierzu im Ein-

zelnen unten). 

 

Des Weiteren ist mit der geplanten Talbahnbrücke am Bauhof Schallstadt und den bei-

den Überwerfungsbrückenbauwerken ein ganz erheblicher Eingriff in das Landschafts-

bild und die Wegeführung verbunden. Neben den bereits genannten Eingriffen in die 

Wohnbebauung im Bereich Leutersberg sind am Tunnelportal Süd außerdem Eingriffe 

in das Betriebsgelände der Gärtnerei Müller zu erwarten. Die Varianten B, C und E wä-

ren insgesamt sogar mit einem noch höheren Eingriff verbunden. 

 

Die Einbeziehung der Ertüchtigung der beiden Bestandsgleise im PfA 8.7 zwischen Leu-

tersberg und Schallstadt in die Variantenuntersuchung ist umso naheliegender, als die 

beiden Bestandsgleise der Rtb auch im gesamten Bereich nördlich des Hbf. Freiburg, 

d.h. in dem PfA 8.5 und soweit der PfA 8.6 den Bereich nördlich des PfA umfasst, ledig-

lich ertüchtigt werden und nicht durch zwei zusätzliche Gleise für den Fern- und Güter-

verkehr ergänzt werden. Nördlich des Hbf Freiburg fahren die Fern- und Nahverkehrs-

züge weiterhin unverändert auf der bestehenden Rtb. Dies ist auch südlich vom geplan-
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ten Batzenbergtunnel ab Scherzingen der Fall, wo die Gleise wieder auf der Bestands-

strecke zusammengeführt werden sollen. 

 

Dies gilt auch für die bestehende Kollmarsreuter Kurve im PfA 8.5, die wesentlich enger 

ist als die S-Schleife im Bereich Ebringen bis Schallstadt im PfA 8.7. Die DB InfraGO 

AG hat jedoch keine Veranlassung gesehen, im Bereich der Kollmarsreuter Kurve im 

PfA 8.5 eine Trassenkorrektur vorzunehmen. Offenbar geht die DB InfraGO AG davon 

aus, dass die Vmax von 200 km/h im Bereich der Kollmarsreuter Kurve erreicht werden 

kann, obwohl der Radius der Kollmarsreuter Kurve wesentlich kleiner ist als die zwei 

Kurven in der S-Schleife im Bereich Ebringen bis Schallstadt im PfA 8.7. 

 

Abb. Kollmarsreuter Kurve im PfA 8.5 

 

Bisher hat die DB InfraGO AG keine Ertüchtigung der beiden Bestandsgleise im PfA 8.7 

zwischen Leutersberg und Schallstadt in Betracht gezogen. Die aktuelle Vmax auf die-

ser Teilstrecke variiert nach STREDAX alt bzw. Geoviewer DB InfraGO AG neu von 110 

km/h, 130 km/h und 160 km/h und nicht pauschal 110 km/h wie von der DB InfraGO AG 

bei der Projektvorstellung am 15.02.2023 angegeben. Der neuralgische Abschnitt liegt 

somit in dem lediglich 2,2 km langen Teilstück zwischen Rtb km 215,500 Ebringen und 

Rtb km 217,700 Schallstadt (S-Schleife), in dem bislang lediglich eine VzG von 110 

km/h gefahren wird. Die Gemeinde Schallstadt ist der festen Überzeugung, dass im Be-

reich dieser Teilstrecke ein erhebliches Optimierungspotential vorhanden ist und die 

beiden Bestandsgleise mit wesentlich geringerem Aufwand ertüchtigt und zu einer deut-

lich höheren Leistungsfähigkeit aufgewertet werden können. 

 

Die Gemeinde Schallstadt ist der Auffassung, dass sich der Zeitgewinn durch den vor-

gesehenen Tunnel durch den Batzenberg dadurch relativiert, da im Knotenbahnhof 

Freiburg Hbf bei Rtb km 208,322 auch alle von Süden herkommenden Fern- und Nah-
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verkehrszüge zwingend einen Halt einlegen und hierfür der Bremsvorgang bald nach 

Verlassen des neu zu planenden und neu zu bauenden Batzenbergtunnelbauwerks 

nach der Vorzugsvariante D der DB InfraGO AG eingeleitet werden muss. Dies gilt erst 

recht, wenn der Haltepunkt St. Georgen an die Innsbrucker Straße verlegt werden sollte 

(vgl. hierzu Badische Zeitung vom 21.01.2025). In diesem Fall kann die bislang geplante 

Abflachung der bestehenden Schleife im südlichen Teil des PfA 8.6 kurz vor der Grenze 

zum vorliegenden PfA°8.7 nicht realisiert werden. Das hat zur Konsequenz, dass die 

von Schallstadt kommenden Züge früher abgebremst werden müssen. Zudem bleibt 

nach dem Erläuterungsbericht Vorplanung der Bereich des Freiburger Hauptbahnhofs 

auf ca. 1,5 km von der Ertüchtigung unberührt.  

 

Die vorliegende Stellungnahme zeigt auf, dass durch die Ertüchtigung der beiden Be-

standsgleise des PfA 8.7 ohne die in dem Erläuterungsbericht Vorplanung der DB In-

fraGO AG vorgesehenen zwei zusätzliche Gleise für den Fern- und Güterverkehr eine 

deutliche Erhöhung der Geschwindigkeit und eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit der 

Rtb erzielt werden kann.  

 

Als mögliche Ertüchtigungsmaßnahmen für die Erhöhung der Geschwindigkeit kommen 

in Betracht: 

 

 Eine Optimierung der Trassierung der Bestandstrasse mit einer kleinräumigen 

Linienverbesserung unter Zugrundelegung der vorhandenen Trassendaten (IvL, 

Ivgm) mit dem bestmöglich erzielbaren Ergebnis (z. B. eine höhere Überhöhung 

in der S-Schleife), 

 Ertüchtigung des aktuellen Oberbaus von S 54 im Schotterbett durch feste Fahr-

bahn auf einer Betontragschicht mit UIC 60, 

 Im Falle von Engstellen Mehrfachausleger bei der Oberleitung, 

 Reisendensicherungsanlagen an den Haltepunkten, 

 Aktive und passive Schallschutzmaßnahmen, 

 Hangsicherungsmaßnahmen (Leutersberg) entsprechend den kürzlich durchge-

führten Hangsicherungsmaßnahmen in Freiburg St. Georgen, 

 Stützmauern, Gabbionenwände, 

 Gleistiefenentwässerungsmaßnahmen, 
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II. Bestandsanalyse des PfA 8.7 Rtb, Strecke 4000, km 212,800 bis 221,550  

 

 

 Streckencharakteristik 
 

Eine der wichtigsten Eigenschaften einer Bahnstrecke ist die Streckenklasse, 

welche sich in der Europäischen Norm EN 15528 festgelegte Klassifizierung von 

Eisenbahnstrecken einordnen muss. Diese Norm legt die maximal zulässige 

Radsatzlast (RSL) und die zulässige Last je Längeneinheit einer Strecke oder 

eines Streckenabschnitts fest. Begrenzender Faktor für die Radsatzlast ist die 

vertikale Tragfähigkeit von Ober- und Unterbau; die Last je Längeneinheit wird 

hauptsächlich von der Belastbarkeit von Brücken bestimmt. Die Strecke 4000 ist 

eine Hauptstrecke von über 80% des Gesamtnetzes der DB InfraGO AG, welche 

durchgehend im Bereich nördlich und südlich von Freiburg in eine der höchsten 

Streckenklassen mit D4 eingeordnet ist. Die Streckenklasse D4 erlaubt eine ma-

ximale Radlast von 22,5 t und eine maximale Meterlast von 8,0 t/m und ist der 

Standard für Neu- und Ausbaustrecken bei der DB InfraGO AG. Der aktuelle 

Oberbau befindet sich im Bestand mit dem Schienensystem S 54 im Schotter-

bett. 

 

 Detailangaben der Teilstrecke aus der im Internet öffentlich zugänglichen Platt-
form nach STREDAX alt bzw. Geoviewer DB InfraGO AG neu 
 

Nach den Angaben der im Internet öffentlich zugänglichen Plattform nach 

STREDAX alt bzw. Geoviewer DB InfraGO AG neu fahren die Züge 

o von Leutersberg bis Ebringen (ca. 1,5 km) mit VzG=160 km/h 

o von Rtb km 215,500 Ebringen bis Rtb km 217,700 Schallstadt VzG=110 

km/h 

o von Rtb km 217,700 Richtung Süden VzG=160 km/h 

 

Dieser vorgenannte Streckenabschnitt umfasst den HP Ebringen, HP Schallstadt 

und die Straßenüberführung der B3. In dieser Teilstrecke müssen die Züge süd-

lich des HP Ebringen in eine langgezogene Rechtskurve und danach in eine 

langgezogene Linkskurve fahren. Die Züge müssen dort also eine sogenannte S-

Schleife bewältigen.  

 

Nach der Straßenüberführung am Hockenbuck in etwa ab Rtb km 217,700 erhö-

hen die Züge ihre Geschwindigkeit wieder auf Vmax = 160 km/h. Die angegebe-

nen Geschwindigkeiten Vmax gelten spiegelbildlich auch in umgekehrter Fahrt-

richtung von Süd nach Nord. 
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 Streckenführung 
 

Die Teilstrecke des Ausbauabschnittes PfA 8.7 in der Bestandstrasse der Rhein-

talbahn beginnt in Kilometrierungsrichtung aufsteigend nach dem Haltepunkt 

Freiburg-St. Georgen bei Rtb ca. km 212,800 und endet bei Rtb ca. km 221,550 

auf der Gemarkung Ehrenkirchen-Offnadingen. Die Trasse verläuft vom Halte-

punkt Freiburg-St. Georgen herkommend Richtung Süden zunächst in einer 

leichten Linkskurve, danach parallel zur Freiburger Güterumgehungsbahn Stre-

cke 4312. Bei der Überleitstelle im Bereich des Stellwerks Leutersberg erfolgt die 

Einfädelung der Nebenstrecke 4312 in die Hauptstrecke 4000 (Rtb km 214,699). 

Im weiteren geraden Trassenverlauf Richtung Süden liegt bei Rtb  ca. 

km  215,750 der Haltepunkt Ebringen. Unmittelbar im weiteren Verlauf folgt eine 

Rechtskurve mit einem Innenbogenradius von r = 571,0 m. Im direkten Übergang 

von dieser Rechtskurve folgt ca. bei Rtb ca. km ca. 216,770 eine Linkskurve mit 

einem Innenbogenradius von r = 1004,0 m. Die beiden Kurven sind über Über-

gangsbögen direkt miteinander verbunden. Die Länge der Übergangsbögen wird 

bestimmt durch die Geschwindigkeit und die Gleisüberhöhungen (Querneigung 

der Gleise in der Kurve). Ab dem Rtb ca. km 217,700 beim Flur „Am Hockegra-

ben“ verläuft die Bahntrasse der Strecke 4000 im geraden Verlauf weiter Rich-

tung Süden. 

 

 Bahn-Haltepunkte (HP) und besondere Stellen im PfA 8.7 
 

a) HP Freiburg St.-Georgen 

 

Der HP St. Georgen liegt bei ca. km 212,500 Rtb. Er befindet sich im Be-

stand in gerader Streckenführung der Rtb Strecke 4000, ist ca. 230m und 

250m lang, Bahnsteighöhe bei 38 cm, Bahnsteigbreite Gleis 1 bei 2,30m und 

Gleis 2 bei 2,60m, mit zwei Außenbahnsteigen und aktuell nicht barrierefrei-

em Zugang zu den Bahnsteigen. Der HP St. Georgen befindet sich zwar ca. 

300m im nördlich gelegenen PfA 8.6. Im Falle eines Ausbaus der Bestands-

variante spielt der HP St. Georgen aber in der Streckenführung des Folgeab-

schnittes PfA 8.7 Richtung Süden eine wichtige Rolle. 

 

b) Abzweigstelle Leutersberg 

 

In Leutersberg bei Rtb km 214,700 befindet sich zwar kein Bahnhaltepunkt. 

Jedoch ist diese Bahnbetriebsstelle eine besondere Stelle, bei der die Güter-

umfahrungsbahn Strecke 4312 Gundelfingen - Freiburg Güterbahnhof - Leu-

tersberg in die Rtb Hauptstrecke 4000 eingefädelt bzw. übergeleitet wird. 

Diese Abzweigstelle mit der Güterumfahrungsbahn 4312 verliert zwar mit 
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dem Neubau der großen Güterumfahrungsstrecke Kenzingen – Buggingen 

an der BAB A 5 an Bedeutung. Es ist aber davon auszugehen, dass diese 

Abzweigstelle mit der Güterumfahrung Stecke 4312 im Bestand verbleiben 

wird. 

Außerdem gibt er hierfür Überlegungen des ZRF zum Ausbau als Nahver-

kehrsstrecke.  

 

c) HP Ebringen 

 

Der HP Ebringen (km 215,750 Rtb) liegt ca. 2,9 km südlich nach Beginn des 

PfA 8.7 (km 212,800 Rtb). Der HP befindet sich im Bestand in gerader Stre-

ckenführung der Rtb Strecke 4000, ist ca. 215 m lang, Bahnsteighöhe bei 38 

cm, Bahnsteigbreite bei 2,50 m, mit zwei Außenbahnsteigen und aktuell nicht 

barrierefreiem Zugang zu den Bahnsteigen. Als einer der zentralen Halte-

punkte in der Gemeinde Schallstadt-Wolfenweiler sowie für die direkt an-

grenzende Gemeinde Ebringen befindet sich dieser HP zwar noch in der ge-

raden Streckenführung der Rtb Richtung Süden. Unmittelbar danach beginnt 

jedoch bei km 216,200 Rtb eine Rechtskurve mit einem Radius r=571,0 m. 

 

d) HP Schallstadt 

 

Der HP Schallstadt (km 216,994 Rtb) liegt südlich des HP Ebringen im PfA 

8.7. Als ein weiterer zentraler HP für den Personennahverkehr in der Ge-

meinde Schallstadt-Wolfenweiler befindet sich dieser HP mitten in einer 

Linkskurve mit einem Radius r=1004,0 m. 

 

Der HP befindet sich im Bestand in gebogener Streckenführung der Rtb 

Strecke 4000, ist ca. 217 m lang, Bahnsteighöhe bei 38 cm, Bahnsteigbreite 

bei 2,50 m, mit zwei räumlich versetzten Außenbahnsteigen und aktuell mit 

barrierefreier Zuwegung zu den Bahnsteigen. 

 

e) Straßenüberführung (SÜ) B3 Schallstadt 

 

Bei ca. Rtb km 217,210 quert die B3 von der parallel im Westen verlaufenden 

Bundesstraße mit einer Straßenüberführung (SÜ) die Bahntrasse und wech-

selt damit auf die Ostseite der Bahntrasse Strecke 4000. Das Straßenüber-

führungsbauwerk befindet sich am Ende der Linkskurve in der Streckenfüh-

rung der Rtb Richtung Süden. 
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f) HP Norsingen 

 

Der HP Norsingen (ca. km 219,850 Rtb) liegt am südlichen Ende des PfA 

8.7. Der HP befindet sich im Bestand in gerader Streckenführung der Rtb 

Strecke 4000, ist ca. 190m lang, Bahnsteighöhe bei 38 cm, Bahnsteigbreite 

bei 2,50m, mit zwei Außenbahnsteigen und aktuell nicht barrierefreiem Zu-

gang zu den Bahnsteigen. 

 

 Gleisabstand 

 

Der Gleisabstand der Rtb beträgt im Streckenbereich nördlich und südlich von 

Freiburg generell 4,00 m.  

 

 Schallschutz 

 

In der aktuellen Bestandssituation gibt es auf der Rtb Strecke 4000 nach unse-

rem Kenntnisstand weder nördlich noch südlich von Freiburg ausreichend wirk-

same aktive bzw. passive Schallschutzmaßnahmen. Lediglich im PfA 8.6 im Be-

reich Gundelfingen – Freiburg Herdern wurden auf einer Länge von 5 km auf-

grund von Auflagen durch den bestehenden Güterverkehr, der zurzeit am Frei-

burger Hauptbahnhof noch durchfährt, aktive Schallschutzmaßnahmen (Lärm-

schutzwände 2m Höhe) vom EBA angeordnet und von der DB umgesetzt. Auch 

im Bereich Schallstadt sind bislang nur einzelne Schallschutzwände gebaut und 

in bestimmten Umfang passive Lärmschutzmaßnahmen an Wohngebäuden 

durchgeführt worden.  

 

 Fehlende Hangsicherung 

 

In der Bestandsstrecke der Rtb 4000 (PFA 8.7) befindet sich an der Ostseite des 

Hangs bei Leutersberg eine unsichere Hanglage: Nachdem der Hang an der 

Ostseite bei Leutersberg bei anhaltenden Regenfällen im März 2013 auf knapp 

100 m Länge ins Rutschen geraten ist, musste die Strecke Rtb 4000 von Basel 

nach Freiburg (Bahngleis von Süd nach Nord) gesperrt werden.  

 

Die damals zuständige DB Netz AG hat die gesperrte Teilstrecke zwar in kurzer 

Zeit wieder freibekommen. Dabei hat sie jedoch keine tiefergehenden Sanie-

rungsmaßnahmen und Hangsicherungsmaßnahmen vorgenommen, sondern 

sich darauf beschränkt, den verrutschten Hang leicht abzutragen und leicht zu 

terrassieren. Dabei hat die DB Netz AG offenbar geglaubt, es werde schon ir-

gendwie gut gehen. Daher hat es die DB Netz AG bei der Freiräumung des unsi-
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cheren Hanges belassen und darüber hinaus keine weiteren Maßnahmen veran-

lasst. 

 

Im April 2016 gab es wieder eine ähnliche Hangrutschung. Diese hatten bei der 

Rtb 4000 in gleicher Weise einer Teilstreckensperrung Süd – Nord zur Folge. Die 

Hangrutschung führte zu Zugumleitungen für von Süden kommende Züge über 

die Güterbahn Leutersberg-Gundelfingen. Daher konnten die von Süden kom-

menden Züge temporär nicht im Hbf Freiburg halten, sondern erst wieder im Bf 

Denzlingen. Auch nach dieser zweiten Hangrutschung wurde der verrutschte 

Hang lediglich an der Oberfläche gesichert, indem er nur leicht abgetragen und 

leicht terrassiert wurde. Tiefergehende Sanierungsmaßnahmen und Hangsiche-

rungsmaßnahmen wurden nicht vorgenommen.  

 

 
Abbildung Foto bei Leutersberg; Badische Zeitung vom 19. April 2016 
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III. 
Vorgaben des Bestellers/Auftraggebers (Bund/Land) für den PfA 8.7 
 

1. Grundsätzliche Anforderungen 
 

 Planmäßiger Halt im Hbf Freiburg von sämtlichen Fern- und Nahverkehrszügen 
 

Sämtliche Fern- und Nahverkehrszüge von und nach Süden und von und nach 
Norden haben in Freiburg Hbf als zentralem Umsteigebahnhof und zentralem 
Drehkreuz des Schienen Fern- und Nahverkehrs einen planmäßigen Halt einzu-
legen. Das Verkehrsaufkommen für den Fernverkehr von und nach Süden Rich-
tung Basel ist etwa so hoch wie das Verkehrsaufkommen für den Fernverkehr 
von und nach Norden Richtung Offenburg. Das Verkehrsaufkommen für den 
Personennahverkehr von und nach Süden Richtung Basel ist jedoch etwas ge-
ringer als das Verkehrsaufkommen für den Personennahverkehr von und nach 
Norden Richtung Offenburg. 
 

 Auswirkungen des planmäßigen Halts im Hbf Freiburg auf die Geschwindigkeit 
im PfA 8.7 
 

Da alle Fern- und Nahverkehrszüge im Hbf Freiburg halten müssen, ist dabei je-
weils ein entsprechender Bremsweg zu berücksichtigen. Der Beginn des PfA 8.7 
bei km Rtb km 212,800 ist vom Hbf Freiburg bei Rtb km 208,322 nur 4,478 km 
entfernt. Das bedeutet, dass von Süden kommende schnelle Fernzüge (insbe-
sondere ICE) ab Rtb km 212,800 mit der Einleitung des Bremsvorgangs begin-
nen müssen, um auch bei ungünstigen Witterungsverhältnissen im Hbf Freiburg 
planmäßig rechtzeitig halten zu können. Dabei ist zu berücksichtigen, dass im 
Herbst, wenn es rutschig ist, sich der Bremsweg teilweise ums 6-fache verlän-
gert. 
 
o Beschleunigungs- und Bremsweg bei Vmax 160 km/h 

 

Nach den Angaben in den Internetforen www.ICE-Fansite.com und 
www.gutefrage.net hat ein ICE im Durchschnitt eine Beschleunigung von 0 
km auf 160 km von 2 Minuten, 30 Sekunden. Der normale Bremsweg über 
die Linienzugbeeinflussung (LZB) betrifft ca. 1.000m. Bei einer Geschwin-
digkeit von 160 km/h legt der ICE pro Sekunde eine Strecke von 42m zu-
rück. 

 
o Beschleunigungs- und Bremsweg bei Vmax 180 km/h 

 

Nach den Angaben in den Internetforen  www.ICE-Fansite.com und 
www.gutefrage.net hat ein ICE im Durchschnitt eine Beschleunigung von 0 
km auf 180 km von 2 Minuten, 55 Sekunden. Der normale Bremsweg über 
die Linienzugbeeinflussung (LZB) betrifft ca. 2.800m. Bei einer Geschwin-
digkeit von 180 km/h legt der ICE eine Strecke von 49m pro Sekunde zu-
rück. 

http://www.ice-fansite.com/
http://www.gutefrage.net/
http://www.ice-fansite.com/
http://www.gutefrage.net/
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o Beschleunigungs- und Bremsweg bei Vmax 200 km/h 

 

Nach den Angaben in den Internetforen www.ICE-Fansite.com und 
www.gutefrage.net hat ein ICE im Durchschnitt eine Beschleunigung von 0 
km auf 200 km von 3 Minuten, 20 Sekunden. Der normale Bremsweg über 
die Linienzugbeeinflussung (LZB) betrifft ca. 4.200m. Bei einer Geschwin-
digkeit von 200 km/h legt der ICE eine Strecke von 55m pro Sekunde zu-
rück. 

 
2. Verkehrliche Aufgabenstellung der DB InfraGO AG (VAst)  

 

Vor Beginn jeder Bahn-Ertüchtigungsmaßnahme und vor Beginn jedes Bahn-

Neubauprojekts ist eine verkehrliche Aufgabenstellung (VAst) zu erstellen. Die 

VAst enthält:  

 Anlass und verkehrliches Ziel der Maßnahme,  

 Darstellung des verkehrlichen Ist-Zustands mit Ist-Betriebsqualität und 

Leistungsfähigkeit der Ist-Infrastruktur, 

 Darstellung des verkehrlichen Soll-Zustands mit Soll-Betriebsqualität und 

Leistungsfähigkeit der Soll-Infrastruktur mit entsprechender Variantenun-

tersuchung, 

 Darstellung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses unter Einbeziehung der 

einzelnen Varianten einschließlich der Ertüchtigung der Bestandsgleise. 

 

Der Gemeinde Schallstadt ist die VAst für den PfA 8.7 nicht bekannt. 

 
3. Betriebliche Aufgabenstellung der DB InfraGO AG (BAst)  

 

Nach Erstellung der VAst ist in der nächsten Stufe eine betriebliche Aufgaben-

stellung (BAst) zu erstellen. Die BAst konkretisiert die VAst und enthält unter an-

derem folgende Konkretisierungen:  

 Variantenbetrachtung im Rahmen der Projektbeschreibung,  

 Auswirkung der Maßnahme auf die Fahrwegkapazität, 

 Betriebliches Konzept und technisches Konzept, 

 Infrastruktur- und Geschwindigkeitskonzept, 

 Umweltsachverhalte, 

 Flächen- und Eigentumsverhältnisse, 

 Lärmschutz, 

 Wirtschaftlichkeit der Maßnahme. 

 

Auf Seite 13 des Erläuterungsbericht Vorplanung wird in Abb. 3 auf die BAst Be-

zug genommen. Der Gemeinde Schallstadt ist die BAst für den PfA 8.7 aber 

http://www.ice-fansite.com/
http://www.gutefrage.net/
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nicht bekannt. Die verkehrlichen und betrieblichen Anforderungen gem. dem Er-

läuterungsbericht Vorplanung beschränken sich auf folgende Angaben:  

 

„Die bestehende zweigleisige und elektrifizierte Rtb zwischen Teningen 
und Buggingen soll gem. Planungsauftrag auf max. 200 km/h ausgebaut 
werden. Im Zuge der Ertüchtigung und der Geschwindigkeitserhöhung 
sind alle Bestandbauwerke entlang der Strecke 4000 auf die Anforderun-
gen der Geschwindigkeit von max. 200 km/h anzupassen.“ 

 
III.  

Variantenuntersuchung der DB InfraGO AG im PfA 8.7 
 

1. Prämisse der Variantenuntersuchung der DB InfraGO AG: Neubau von zwei zusätz-
lichen Gleisen für den Fern- und Güterverkehr neben den Bestandsgleisen. 

 

Die vier näher betrachteten Varianten (B, C, E und Vorzugsvariante D) der DB In-

fraGO AG auf einer Teilstrecke des PfA 8.7 beruhen sämtlich auf einem Neubau von 

zwei zusätzlichen Gleisen für den Fern- und Güterverkehr neben den Bestandsglei-

sen, die weiterhin für den Nahverkehr genutzt werden sollen. Zusätzlich ist bei den 

vier Variantenüberlegungen geplant, bei Scherzingen vor dem HP Norsingen für den 

Personennahverkehr ein sogenanntes Überwerfungsbrückenbauwerk zu errichten. 

Dadurch soll der gesamte Personennahverkehr über eine Abzweigstelle auf der Be-

standstrasse der Rtb Richtung Norden in derzeitiger Lage über die Haltepunkte 

Schallstadt, Ebringen und danach über den HP St. Georgen bis zum Hbf Freiburg 

geführt werden. 
Abb. Varianten der DB InfraGO AG mit der Vorzugsvariante Trasse D 
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2. Die Vorzugsvariante D 
 

a) Streckenführung  
 

Nach dem Ausbau soll die Strecke 4000 von Freiburg- St. Georgen kommend 

zweigleisig mit einem Gleisabstand von 4,0 m in Richtung Südwesten verlaufen 

und im Vergleich zum Bestand einen flacheren Linksbogen machen. Dies wird 

mit dem größeren Trassierungsradius aufgrund der Erhöhung der Streckenge-

schwindigkeit auf 200 km/h begründet.  

 

Als Ausgleich für den dadurch erforderlichen Eingriff in den Bereich der Weinre-

ben auf dem Leutersberg wird eine Landschaftsbrücke geplant. Hierzu wird der 

Hangeinschnitt überschüttet und die Bahn fährt etwa 250 m durch einen Tunnel. 

Das ändert aber nichts daran, dass in diesem Bereich auf Jahre hinaus auf den 

betroffenen Flächen keine historischen Reben mehr wachsen werden. Nach den 

bisher vorliegenden Unterlagen ist für die Herstellung des Hangeinschnitts ein 

mindestens 35 m breiter und 12 m tiefer Einschnitt-Korridor erforderlich.  

 

Hinzu kommt, dass bei dem geplanten Hangeinschnitt die Wände zur besseren 

Stabilität auf der ganzen Länge beidseitig durch Anker gesichert werden müs-

sen, bevor eine Überdeckung des Einschnitts erfolgen kann. Es spricht manches 

dafür, dass für den Einschnitt-Korridor erhebliche Flächen benötigt werden und 

dadurch nicht nur die bestehenden Rebanlagen innerhalb des Korridors, sondern 

darüber hinaus zahlreiche weitere Rebanlagen im historischen Rebberg im An-

schluss an den Korridor zerstört werden. 
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Im Bereich Leutersberg lassen sich die tatsächlichen Konsequenzen, die sich 

aus der Vorzugsvariante D der DB InfraGO AG ergeben, gut aus der nachfol-

genden Abbildung der Präsentation der DB InfraGO AG vom 17.11.2022 für den 

PfA 8.7 erkennen. 
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 Abbildung Auszug aus Präsentation PfA 8.7 der DB InfraGO AG vom 17.11.2022 

 

Im Schallstadter Ortsteil Leutersberg benötigt die Vorzugsvariante D mehr Flä-

chen als heute. Wo heute zwei Gleise liegen, kommen für den Streckenausbau 

drei bis vier Gleise zum Liegen. Die zusätzlichen Gleise dienen dazu, die ver-

schiedenen Fahrtbeziehungen herzustellen, die die neue Strecke durch den Bat-

zenbergtunnel (Str 4316) erfordert. Daher und da die vorhandene Bebauung 

beidseits der Gleise nah an die Eisenbahnstrecke heranreicht, werden durch die 

Vorzugsvariante D nach dem Erläuterungsbericht Vorplanung westlich der Stre-

cke drei bebaute Grundstücke mit Wohnhäusern in Anspruch genommen. Nach 

dem Erläuterungsbericht Vorplanung wurden Alternativen hierzu zwar geprüft, 

führten jedoch zu keinem anderen Ergebnis.  

 

Auf der Strecke 4000 bis zur L125 und ab dem Gartencenter sowie im An-

schlussbereich der Güterstrecke 4312 ist ein Rückbau bestehender Gleisanlagen 

erforderlich. Die Einbindung der Güterstrecke 4312 verschiebt sich aufgrund des 

neuen Verlaufs der Rheintalbahn etwas weiter südlich im Bereich der neu ge-

planten Landschaftsbrücke und der Schönbergstraße in Leutersberg.  

 

Im weiteren Verlauf Richtung Süden sind zwei weitere Gleise vorgesehen. Zwei 

Gleise führen den Fern- und Güterverkehr in den Batzenbergtunnel (Str 4316). 

Diese beiden Gleise sollen eine schnelle Umfahrung der S-Schleife im Bereich 

Schallstadt/Ebringen schaffen. Zwei Gleise führen den Regionalverkehr über die 

bestehende Rheintalbahn zu den Haltepunkten Ebringen und Schallstadt.  
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Abb. Die Vorzugsvariante D 

 
Die neue Strecke 4316 macht im weiteren Verlauf einen gestreckten Rechtsbo-

gen und führt südlich des Bauhofs an Schallstadt vorbei. Dort ist der Batzenberg-

tunnel vorgesehen, der sich 1.379 m in Richtung Südwesten erstrecken und aus 

zwei eingleisigen Tunnelröhren bestehen soll. Drei Querschläge verbinden die 

beiden Röhren und dienen im Notfall als Flucht- und Rettungsweg. Der Tunnel 

soll größtenteils in bergmännischer Bauweise errichtet werden. Nur die Anfangs-

abschnitte im Norden (80 m) und im Süden (280 m) sollen in offener Bauweise 

hergestellt werden. 

 

 

Abbildung: DB Netz AG / PfA 8.5-8.9 / ABS/NBS Karlsruhe-Basel / 22.06.2023 (inzwischen leicht veränderte 

Längen für die offene Bauweise und die bergmännische Bauweise, s.o.) 
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Im Erläuterungsbericht Vorplanung fehlt bislang eine Darstellung, wie die berg-

männische Bauweise im Zentralbereich des Batzenbergtunnels umgesetzt wer-

den soll. Die Gemeinde hat erhebliche Zweifel, ob es ohne vertretbares Risiko 

möglich ist, den Zentralbereich des geplanten neuen Batzenbergtunnels wie von 

der DB InfraGO AG vorgesehen in bergmännischer geschlossener Bauweise 

durchzuführen.  

 

Die bergmännische geschlossene Bauweise kann entweder konventionell oder 

mit maschinellem Vortrieb erfolgen.  

 

Eine konventionelle bergmännische Bauweise mit entsprechenden Sprengungen 

oder durch den Einsatz von Baggern funktioniert beim Batzenbergtunnel nach 

unserer Einschätzung aufgrund der vorhandenen geringen Überdeckung nicht 

(Einsturzgefahr) und scheidet deshalb aus Sicht der Gemeinde von vornherein 

aus.  

 

Der maschinelle Tunnelvortrieb, der mit Hilfe einer Tunnelvortriebsmaschine er-

folgt, setzt von vornherein eine Vorbehandlung des Berges mit einer Vereisung 

voraus. Im Tunnelbau wird die Bodenvereisung zur temporären Verfestigung und 

Abdichtung von Böden eingesetzt. Dieses Verfahren birgt aber erhebliche Gefah-

ren wie der Tunnel Raststatt zeigt. Beim Tunnel Raststatt wurde die Vorgehens-

weise Bau mit Tunnelvortriebsmaschine und Vereisung angewandt. Dadurch ist 

bekanntlich auf Kosten des Steuerzahlers ein Schaden in Milliardenhöhe ent-

standen, da sich die Tunneldecke über dem Bohrer absenkte und das Loch mit 

Beton vollgepumpt werden musste. Wie in Raststatt gibt es im Bereich des Bat-

zenbergtunnels nur eine geringe Überdeckung. Daher besteht die konkrete Ge-

fahr, dass auch bei einer Vereisung ein ähnlicher Schaden eintritt wie beim Tun-

nel Raststatt. Nach unserer Auffassung ist deshalb auch für die Errichtung des 

Zentralbereichs des Batzenbergtunnels eine offene Bauweise zwingend erforder-

lich. Hierdurch würden sich die ohnehin bereits erheblichen Eingriffe in das Ge-

lände nochmals erheblich erhöhen. Zudem werden für die Herstellung des Bat-

zenbergtunnelbauwerks während der Bauarbeiten in erheblichem Umfang tem-

poräre Baustelleneinrichtungsflächen erforderlich, die bei offener Bauweise noch 

wesentlich umfangreicher sein müssen. Unabhängig davon ist die Anschaffung 

oder Bereitstellung einer Tunnelvortriebsmaschine mit einem unverhältnismäßig 

hohen Kostenaufwand verbunden, da es sich bei dem Batzenbergtunnel etwa im 

Vergleich mit dem Katzenbergtunnel um eine wesentlich kürzere Tunnelstrecke 

handelt. 
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Ferner sind auf der neuen Strecke (Str 4316) folgende neue Eisenbahnüberfüh-

rungen erforderlich:  

 EÜ L125 (Anbindung Tunnel) – km 1,073,  

 EÜ Staufener Straße – km 1,804,  

 EÜ Nordportal – km 2,093. 

 

Die Gemeinde Schallstadt nimmt an, dass die neue zweigleisige Umgehungs-

trasse von Norden her im weiteren Verlauf der Untertunnelung des Batzenbergs 

mit einem Gefälle verläuft. Das leitet die Gemeinde Schallstadt daraus ab, dass 

am Ausgang des Nordportals ein Talbrückenbauwerk am Bauhof Schallstadt er-

forderlich wird, um die Umfahrungsgleise Richtung Norden wieder bodeneben 

parallel zur Bestandstrasse an die Rtb heranzuführen. 

 

 
Abbildung Auszug aus Präsentation PfA 8.7 der DB InfraGO AG vom 17.11.2022 

 

Am Nordportal des Batzenbergtunnels ist eine Talbrücke am Bauhof erforderlich. 

 

Bei Durchsicht der Planunterlagen hatte die Gemeinde Schallstadt bereits fest-

gestellt, dass der Neubau des Bauhofs der Gemeinde in dem Erläuterungsbe-

richt Vorplanung nicht richtig dargestellt wurde und mit einem veralteten Plan-

stand gearbeitet wurde. Das hat die DB InfraGO AG eingeräumt und hat die 

Gemeinde Schallstadt inzwischen neue Planunterlagen übersandt.  
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Lageplan Bauantrag 2015 Bauhof Gemeinde Schallstadt Weinstraße 7 

 
 

 
Foto Bauhof Gemeinde Schallstadt, fotografiert von Osten mit den bestehenden überdachten Lagerboxen 
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Foto Bauhof Gemeinde Schallstadt, fotografiert von Osten mit den bestehenden überdachten Lagerboxen (Detail) 

 

 

 
Fotomontage Überlagerung Bauhof mit neuer Strecke am Nordportal des Batzenbergtunnels 
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Aus der vorgenannten Abbildung, die auf dem aktuellen Planstand beruht, ist er-

sichtlich, dass die geplante Trasse einen Teil des vorhandenen Betriebsgeländes 

des Bauhofs der Gemeinde Schallstadt in Anspruch nimmt. Die neue Trasse 

schneidet südlich direkt die Gebäudeecke des Bauhofgebäudes am Dachüber-

stand und verläuft bündig mit Abschluss des Vordachs. Das Bauhofgebäude ver-

fügt über einen Dachüberstand von ca. 3,5m. Ferner nimmt die neue Trasse die 

Parkplatzfläche des Bauhofs und die bestehenden überdachten Lagerboxen (das 

Brückenfundament steht auf den überdachten Lagerboxen) sowie weitere an-

grenzende Betriebsflächen in Anspruch. Dadurch wird die Funktionsfähigkeit des 

Bauhofs mit seinen derzeit 17 Beschäftigten in Frage gestellt, da durch die dau-

erhafte Grundstücksinanspruchnahme wertvolle Nutzflächen wegfallen, die als 

Lagerflächen (überdachte Lagerboxen), Parkflächen und zur Andienung der 

Fachwerkstätten (Schlosserei, Schreinerei) dringend benötigt werden. Außerdem 

wird während der mindestens zweieinhalb bis drei Jahre dauernden Bauzeit (vo-

raussichtlich deutlich länger) für den Batzenbergtunnel voraussichtlich die ge-

samte hintere Fläche des Bauhofs nicht nutzbar sein. Darüber hinaus werden 

dem Bauhof sämtliche Entwicklungsmöglichkeiten genommen. Dies ist umso 

gravierender, als sich in naher Zukunft durch die erforderliche Modernisierung 

der Fahrzeugflotte mit E-Autos und hiermit verbunden mit Ladestationen und 

Trafostation zusätzlicher Platzbedarf ergeben wird. Aus diesen Gründen ist eine 

Verlagerung des Bauhofs der Gemeinde Schallstadt unabdingbar. Hierdurch 

entstehen erhebliche Verlagerungskosten (Grunderwerb an anderer Stelle für 

den Bauhof, Neubau bzw. Verlagerung der Gebäude und Einrichtungen des 

Bauhofs, Verlagerungskosten, Errichtung einer Zuwegung u.a.).  

 

Im Übrigen wäre die neue Trasse – wenn man unterstellt, dass keine Verlage-

rung des Bauhofs erforderlich ist – im späteren Betrieb mit einer deutlichen Ein-

schränkung für den Betrieb des Bauhofs verbunden. Dies ergibt sich daraus, 

dass auf der Brücke keine Lärmschutzwände geplant sind und neben dem Lärm 

auch erhebliche Erschütterungen von der Trasse ausgehen werden. Die Ge-

meinde hält dies für eine unzumutbare Beeinträchtigung ihrer Beschäftigten beim 

Bauhof. Neues Personal zu finden wird unter diesen Bedingungen noch schwie-

riger sein, vorhandenes Personal wird sich auch überlegen, ob es unter diesen 

unzumutbaren Bedingungen weiter für die Gemeinde Schallstadt an dieser Stelle 

arbeiten will. 

 

Zudem ist hier ein Rettungsplatz mit einer Größe von 1.500 m² vorgesehen. Die 

Erreichbarkeit des Rettungsplatzes muss mit einer Zuwegung erst entsprechend 

den Anforderungen der EBA-Richtlinie Tunnelanlagen hergestellt werden. Dies 

erfordert einen erheblichen Aufwand mit sehr hohen Folgekosten. 
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Das Südportal des Batzenbergtunnels (Strecke 4316) mit zwei neuen Gleisen ist 

kurz hinter Erreichen der Bundesstraße B3 geplant. Nach dem Erläuterungsbe-

richt Vorplanung sind entsprechend den Vorgaben der EBA-Richtlinie „Anforde-

rungen des Brand- und Katastrophenschutzes an den Bau und den Betrieb von 

Eisenbahntunneln“ ist in dem Bereich des Nordportals und im Bereich des Süd-

portals jeweils ein sogenannter Rettungsplatz mit ca. 1.500 m² dauerhaft vorzu-

halten.  

 

In der EBA-Richtlinie „Anforderungen des Brand- und Katastrophenschutzes an 

den Bau und den Betrieb von Eisenbahntunneln“ heißt es hierzu: 

 

„Rettungsplätze sind entsprechend DIN 14090 auszuführen und müs-
sen eine Gesamtfläche von mindestens 1.500 m² aufweisen. An Tun-
nelportalen sollen Rettungsplätze auf dem Niveau der Schienenober-
kante angelegt werden. In den Fällen, in denen ein Rettungsplatz für 
das Landen eines Rettungshubschraubers nicht geeignet ist, sind 
Landemöglichkeiten in der Nähe auszuweisen“. 

 

 
Abb. Rettungsplatz am Südportal des gepl. Batzenbergtunnels Präsentation DB InfraGO AG in Ehrenkirchen 

24.09. 2024 
 

Unmittelbar südlich vor dem Südportal des Batzenbergtunnels ist das Überwer-

fungsbrückenbauwerk geplant, über welches der Personennahverkehr zukünftig 

fahren soll. Am südlichen Tunnelausgang kreuzt das Süd- Nordgleis der Rhein-

talbahn die neue Strecke 4316. Die Tunnelstrecke 4316 verläuft dabei in Tiefla-
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ge. Bei ca. Rtb km 219,000 kreuzt das Gleis der Rheintalbahn über ein Brücken-

bauwerk mit einer Stützweite von ca. 45 m. Der Personennahverkehr soll 

dadurch über dieses aufwändige Überwerfungsbrückenbauwerk (analog der Ein-

fädelung der NBS in Buggingen an die Rtb) wieder mit dem Fern- und Güterver-

kehr auf die vorhandene Bestandstrasse geführt werden. 

 

Vor Scherzingen werden die Strecken 4000 und 4316 zusammengeführt. Da-

nach verläuft die Strecke 4000 auf dem Bestand auf einer Länge von ca. 4 km 

von Rtb km 217,700 und Rtb km 221,550 in gerader Streckenführung weiter bis 

zur PfA-Grenze.  

 

b) Grunderwerb 
 
Im Schallstadter Ortsteil Leutersberg werden durch die Vorzugsvariante D nach 

dem Erläuterungsbericht Vorplanung westlich der Strecke drei bebaute Grund-

stücke mit Wohnhäusern in Anspruch genommen. Die Vorzugsvariante D benö-

tigt im Schallstadter Ortsteil Leutersberg mehr Flächen als heute. Wo heute zwei 

Gleise liegen, kommen für den Streckenausbau drei bis vier Gleise zum Liegen. 

Die zusätzlichen Gleise dienen dazu, die verschiedenen Fahrtbeziehungen her-

zustellen, die die neue Strecke durch den Batzenbergtunnel (Str 4316) erfordert. 

Die Inanspruchnahme der drei bebaute Grundstücke mit Wohnhäusern ist nach 

dem Erläuterungsbericht Vorplanung auch erforderlich, da die vorhandene Be-

bauung beidseits der Gleise nah an die Eisenbahnstrecke heranreicht. Nach 

dem Erläuterungsbericht Vorplanung wurden Alternativen hierzu zwar geprüft, 

führten jedoch zu keinem anderen Ergebnis. 

 

Ferner ist eine Teilinanspruchnahme von Betriebsflächen des Bauhofes der Ge-

meinde Schallstadt mit der Folge einer notwendigen Verlagerung des Bauhofs 

erforderlich (vgl. hierzu im Einzelnen oben). 

 

Neben der Inanspruchnahme von drei bebauten Grundstücken besteht zusätzli-

cher Flächenbedarf für die Vorzugsvariante D, da sich die Streckenkreu-

zung/Überleitstelle der Güterbahn 4312 nach Gundelfingen nach Süden ver-

schieben wird. Bei diesem weiteren geplanten Grunderwerb handelt es sich vor-

wiegend um unbebaute, landwirtschaftlich genutzte Flächen auf den Gemarkun-

gen Freiburg, Schallstadt, Ebringen und Ehrenkirchen. Diese Flächen sind u.a. 

für die Realisierung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie als vorüber-

gehende Flächeninanspruchnahme für die Zeit der Bauausführung erforderlich, 

wenn bei Baustelleneinrichtungsflächen und Baustraßen keine DB-eigenen Flä-

chen zur Verfügung stehen. Nach unserer Auffassung ist zu erwarten, dass es 

auch Änderungen an der Straßenführung der bisherigen alten B3 Freiburg St. 
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Georgen – Schallstadt geben muss. Auch hierdurch würde ein erheblicher Aus-

gleichsbedarf entstehen. 

 
c) Schallschutzmaßnahmen bei der Vorzugsvariante D 

 
Die Lärmimmissionen der DB Ausbaustrecke Karlsruhe - Basel, Bahnstrecke Rtb 

4000, die durch den Schienenverkehrslärm des PfA 8.7 verursacht werden, sind 

nach der 16. BImSchV zu beurteilen, die für den Neubau oder die wesentliche 

Änderung von Verkehrswegen gilt. Die wesentliche Änderung eines Verkehrs-

weges ist u. a. dann gegeben, wenn auf bestehenden Verkehrsflächen durch 

bauliche Eingriffe eine Erhöhung des Verkehrslärms um 3 dB (A) zu besorgen 

ist.  

 

Die 16. BImSchV setzt zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Verkehrsgeräusche im Rahmen ihres Geltungsbereiches 

(Lärmvorsorge) die in der nachfolgenden Tabelle aufgeführten Immissions-

grenzwerte fest.  

 

 
Auszug Tabelle aus der 16. BImSchV 

 

Bei Überschreitung dieser Immissionsgrenzwerte besteht ein Anspruch auf 

Lärmschutzmaßnahmen. Dabei kommen vorrangig aktive Schutzmaßnahmen in 

Betracht, z. B. lärmarme Schienenauflagerungen, Lärmschutzwände und -wälle. 

Nachrangig können zusätzlich passive Lärmschutzmaßnahmen (z. B. Schall-

schutzfenster) an den betroffenen Gebäuden durchgeführt werden. Art und Um-

fang der notwendigen Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume legt 

die Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung – die 24. BImSchV – 

fest. Allerdings sollten hier aus Gründen der Gleichbehandlung mit der NBS ein 

Vollschutz durch aktive Maßnahmen gewährleistet werden.  

 



 

 
 
 

 
 

Seite 27 von 58 
 
 

Dabei ist zu beachten, dass der Abschlag von 5 dB (Schienenbonus) ab dem 1. 

Januar 2015 weggefallen ist. 

 

Nach Ziffer 8 des Erläuterungsberichts Vorplanung sind zahlreiche Schall-

schutzwände bis zu 6,0m über SO erforderlich. Außerdem sind mehrere in Ziffer 

8 des Erläuterungsberichts Vorplanung genannte Strecken für ein besonders 

überwachtes Gleis (BüG) erforderlich.  

 

Diese Schutzmaßnahmen sind mit sehr hohen Kosten verbunden und bedeuten 

außerdem einen starken Eingriff in das Ortsbild (Landschaftsbild/optische Tren-

nung). 

 

d) Hangsicherung Leutersberg 
 

Unabhängig von der gewählten Ausbauvariante der Rtb 4000 im PfA 8.7 muss 

der Hang in Leutersberg ertüchtigt werden. Denn sämtliche Züge müssen diesen 

Hang auch bei Realisierung der Vorzugsvariante D weiterhin passieren. Auch bei 

Realisierung der Vorzugsvariante D ist für zukünftigen Personennahverkehr eine 

tiefergehende Hangsicherung erforderlich, z.B. durch die Einbringung von An-

kern oder durch Hangsicherungsnetze wie bei der kürzlich durchgeführten Hang-

sicherungsmaßnahme auf der Ostseite ca. 150 m vor dem Haltepunkt St Geor-

gen. Diese Schwachstelle, die sich auf eine Länge von ca. 100 m erstreckt, kann 

mit vertretbarem Aufwand grundsaniert werden, zumal der Hang lediglich eine 

Neigung von ca. 30° aufweist und damit deutlich weniger steil ist, als etwa bei 

der B31 am Hirschsprung. 
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Abbildung: bereits erfolgte Hangsicherung nahe HP St. Georgen 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung: bereits erfolgte Hangsicherung nahe HP St. Georgen 
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e) Eingriffe der Vorzugsvariante D 
 

Aus der Sicht der Gemeinde Schallstadt hat eine mögliche Umsetzung der Vari-

ante D durch die DB InfraGO AG, nachfolgend aufgezeigte gravierende Projek-

tauswirkungen: 

 

 Inanspruchnahme von drei bestehenden Wohngebäuden 

 Teilinanspruchnahme von Betriebsflächen des Bauhofes mit der Folge 

einer notwendigen Verlagerung des Bauhofs der Gemeinde Schallstadt. 

 weitere eigentumsmäßige Betroffenheit der Gemeinden und privater Drit-

ter 

 unwiederbringlicher Verlust von Rebflächen 

 Dezimierung und Ertragsverluste bei untertunnelten Rebflächen 

 erheblicher Eingriff in Natur und Landschaft, insbesondere Einschnitte in 

den Batzenberg im Bereich der Anfangsabschnitte im Norden und Süden 

des Batzenbergtunnels, für die offene Bauweise vorgesehen sind. Ferner 

geht die Gemeinde Schallstadt davon aus, dass auch für den zentralen 

Bereich des Batzenbergtunnels keine bergmännische Bauweise möglich 

ist, sondern stattdessen auch in diesem Bereich die offene Bauweise an-

zuwenden ist. Die Vorzugsvariante D beinhaltet bereits nach dem HP St. 

Georgen und im Bereich Leutersberg massive Geländeeingriffe mit 

zwangsweiser Aufständerung der zweigleisigen Neubauteilstrecke auf 

Betonpfählen, bevor das Nordportal des Tunnelbauwerks am Batzenberg 

erreicht wird 

 Beeinträchtigung der Frischluftschneise vom Nordportal der Vorzugsvari-

ante D mit dem anschließenden Streckenverlauf auf Betonpfählen bis zur 

Vereinigung mit der Bestandsstrecke 

 zusätzliche Gerätschaften und höhere Belastung der Feuerwehr und der 

Rettungskräfte im Übungsfall und bei einem Havariefall im Batzenberg 

am Nordportal/Südportal 

 zukünftige Erschwernisse bei der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 

 erforderliche Änderung/Anpassung des Wegenetzplans der Gemeinde 

Schallstadt 

 mögliche Auswirkungen auf Grundwasser durch Tunnelbau 

 erhebliche Beeinträchtigungen während der Bauzeit: Das geplante Tun-

nelbauwerk im Batzenberg mit einer Länge von 1,35 km mit zwei ge-

trennten Röhren und einem Querschlag als Verbindung, kann nach Auf-

fassung der Gemeinde Schallstadt nur in offener Bauweise (Berliner Ver-

bau), also ohne Tunnelvortrieb gebaut werden. Da nur eine geringe 

Überdeckung vorhanden ist, kann der Batzenbergtunnel von vornherein 
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nicht in konventioneller bergmännischer Bauweise errichtet werden. Der 

maschinelle Tunnelvortrieb, der mit Hilfe einer Tunnelvortriebsmaschine 

erfolgt, setzt von vornherein eine Vorbehandlung des Berges mit einer 

Vereisung voraus. Das Risiko einer solchen Vorgehensweise ist jedoch 

sehr hoch, wie der Tunnel bei Rastatt zeigt, bei dem eine vorherige Ver-

eisung durchgeführt worden ist. Nach unserer Auffassung ist deshalb 

auch für die Errichtung des Zentralbereichs des Batzenbergtunnels eine 

offene Bauweise zwingend erforderlich. Hierdurch würden sich die ohne-

hin bereits erheblichen Eingriffe in das Gelände nochmals erheblich er-

höhen. Ferner ist davon auszugehen, dass zwischen dem Einschnitt in 

den Batzenberg in den Anfangsabschnitten im Norden und im Süden des 

Batzenbergtunnels und der bestehenden Rheintalbahn umfangreiche 

Baustelleneinrichtungsflächen eingerichtet werden müssen. D.h. der Be-

reich zwischen dem Einschnitt in den Batzenberg und der bestehenden 

Rheintalbahn steht während der Bauzeit nicht für andere Nutzungen zur 

Verfügung, insbesondere müssen die dort befindlichen hochwertigen al-

ten Reben beseitigt werden.  

 

 

f) Leistungsfähigkeit der Vorzugsvariante D 
 

Die Vorzugsvariante D ermöglicht zwar eine regelkonforme Trassierung und An-

bindung. Sie führt zu einer hohen betrieblichen Leistungsfähigkeit bei geringer 

Störanfälligkeit und weist voraussichtlich gute Baugrundverhältnisse und eine 

gute Grundwassersituation auf. Bislang ist jedoch nicht durch ein schlüssiges 

Betriebskonzept nachgewiesen, dass der vorhandene Halbstundentakt der Nah-

verkehrszüge der DB Regio von Buggingen bis Kenzingen überhaupt eine Ge-

schwindigkeit von 200 km/h der Fernverkehrszüge ermöglicht. Dies gilt umso 

mehr, als der sogenannte Deutschlandtakt eine halbstündige ICE-Verbindung 

Süd-Nord vorsieht. Eine isolierte Erhöhung der Geschwindigkeit für Fernver-

kehrszüge im kurzen PfA 8.7 führt nicht automatisch dazu, dass automatisch die 

Geschwindigkeit von Fernverkehrszügen von Buggingen bis Kenzingen auf 200 

km/h erhöht werden kann. Hierfür steht bisher ein Nachweis der DB InfraGO in 

Form eines aussagekräftigen Betriebskonzepts auf der Prämisse eines Halts 

sämtlicher Personenzüge im Hbf Freiburg aus.   
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IV. Neue Variante: Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise 
 
1. Mögliche Ertüchtigungsmaßnahmen der jetzigen Bestandsgleise 

 

 Optimierung der Trassierung der Bestandstrasse - kleinräumige Linienver-

besserung 
 

Zunächst kann eine Optimierung der Trassierung der Bestandstrasse unter 

Zugrundelegung der vorhandenen Trassendaten (IvL, Ivgm) mit dem best-

möglich erzielbaren Ergebnis vorgenommen werden (z. B. eine höhere 

Überhöhung in der S-Schleife). 
 

Im PfA 8.7 besteht ein gewisser Spielraum für eine kleinräumige Linienver-

besserung. Dies gilt insbesondere für die S- Schleife (Kurve Ebringen mit ei-

nem Innenbogenradius von r = 571,0 m und Kurve Schallstadt mit einem In-

nenbogenradius von r = 1004,0 m). Auf der Grundlage der Bestandsvariante 

kann durch Einfügung einer festen Fahrbahn in der Ebringer Kurve eine Ge-

schwindigkeitserhöhung von 110 km/h auf ca. 130 km/h erzielt werden ohne 

dass dies mit weiteren Eingriffen verbunden wäre.  

 

Eine geringfügige weitere Erhöhung der Geschwindigkeit im Bereich der S 

Kurven lässt sich durch eine Aufweitung der bestehenden Ebringer Kurve auf 

ca. r= 800m und durch Reduzierung der Schallstädter Kurve auf ca. r= 850m 

erzielen. Hierfür ist es allerdings erforderlich die Bereiche der S Kurve neu zu 

trassieren. Dies wäre mit kleinräumigen Eingriffen und einer Neuordnung des 

Haltepunkts Schallstadt verbunden. Die Neuordnung des Haltepunkts 

Schallstadt steht bei einem barrierefreien Ausbau aber ohnehin an.  

 

Die Bahnsteige der einzelnen HPs im PfA 8.7 müssen (mit Ausnahme des 

bereits barrierefreien HP Schallstadt) ohnehin barrierefrei ausgebaut werden. 

Hierfür ist bei der Bestandvariante auf der vorhandenen Bahnfläche ausrei-

chend Platz für die Neuerrichtung der Bahnsteige und der Bahnsteigzugänge 

(behindertengerechte Rampen) vorhanden.  

 

Wir gehen davon aus, dass diese vorgesehenen kleinräumigen Linienver-

besserungen überwiegend auf Grundstücken der DB realisierbar sind und 

hierfür im Wesentlichen kein Grunderwerb erforderlich ist.  
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Foto mit Telezoom beim Ende HP Freiburg Sankt Georgen bei ca. Rtb km 212,600 Richtung Süden 
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Foto mit Telezoom außerhalb des Sicherheitsbereichs bei der PfA Grenze ca. Rtb km 212/800 Richtung Norden 
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Foto mit Telezoom beim Ende HP Ebringen bei Rtb km 215,870 Richtung Norden 
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Foto mit Telezoom beim HP Ebringen bei Rtb km 215,870 Richtung Süden 
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Foto mit Telezoom beim Ende HP Schallstadt bei Rtb km 216,994 Richtung Süden 
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Foto auf der SÜ Brücke B3 bei Rtb km 217,200 Richtung Süden 
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Foto auf der SÜ Brücke B3 bei Rtb km 217,200 Richtung Norden 
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Foto auf der SÜ am Hockenbuck bei Rtb km 217,620 Richtung Süden 
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Foto auf der SÜ am Hockenbuck bei Rtb km 217,620 Richtung Norden 
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Foto mit Telezoom beim Ende am HP Norsingen bei Rtb km 219,740 Richtung Norden 
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 Ertüchtigung des Oberbaus/feste Fahrbahn UIC 60 
 

Sodann kann der derzeitige Oberbau System S 54 mit Betonschwellen, die in 

einem Schotterbett eingebettet sind, in ein System UIC 60 mit fester Fahr-

bahn umgebaut werden. Die feste Fahrbahn UIC 60 wird auf allen Neubau- 

und Ausbaustrecken der Bahn verwendet. Bereits hierdurch kann eine deutli-

che Geschwindigkeitserhöhung erzielt werden. 

 

 Mehrfachausleger bei der Oberleitung im Falle von Engstellen 
 

Im Falle von Engpässen bei den Oberleitungsmasten können für die Oberlei-

tungsanlage an besonderen Stellen Mehrfachausleger vorgesehen werden. 

 

 Reisendensicherungsanlagen 
 

Weiterhin können im Bereich der Haltepunkte St-Georgen, Ebringen und 

Schallstadt Reisendensicherungsanlagen eingerichtet werden. Eine Reisen-

densicherungsanlage ist eine Vorrichtung, die an Zugangsstellen der Eisen-

bahn die Gefahren für Personen und insbesondere Reisende durch durch-

fahrende Züge vermindern soll. Speziell an den höhengleichen Gleiszugän-

gen oder -übergängen gehören dazu Fußgängerschranken oder automatisch 

betriebene Türen, Tore und Schiebegatter, die eine Benutzung bei bevorste-

hender Zugdurchfahrt unterbinden sollen.  

 

Weitere Sicherungen sind auf den Bahnsteigen Farbmarkierungen und Ab-

grenzungsgitter sowie Blinklicht- und Durchsageanlagen, die bei Hochge-

schwindigkeitsvorbeifahrten dazu auffordern, hinter dem durch den Sog ge-

fährdeten Bahnsteigbereich zurückzubleiben. 

 
Auf der Strecke Berlin-Hamburg, bei der solche Reisendensicherungsanla-

gen eingerichtet worden sind, wird bei einem Gleisabstand von 4,00 m eine 

Geschwindigkeit von 230 km/h gefahren. Danach ist festzuhalten, dass bei 

einem Gleisabstand von 4,00 m unter Berücksichtigung der noch zu installie-

renden sog. Reisendensicherungsanlagen bei einer ertüchtigten Strecken-

führung der Rtb eine Geschwindigkeit von mindestens 200 km/h gefahren 

werden kann.  

 

Hierzu können auf den Bahnsteigen ohne Weiteres Farbmarkierungen und 

Abgrenzungsgitter sowie Blinklicht- und Durchsageanlagen hergestellt wer-

den, die bei Hochgeschwindigkeitsvorbeifahrten dazu auffordern, hinter dem 

durch den Sog gefährdeten Bahnsteigbereich zurückzubleiben.  
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 Schallschutzmaßnahmen und Maßnahmen des Erschütterungsschutzes 
 

Um die angestrebte Geschwindigkeitserhöhung auf den Bestandsgleisen im 

PfA 8.7 erreichen zu können, dürfte es wie in den angrenzenden Planfest-

stellungsabschnitten 8.5, 8.6 und 8.8 erforderlich sein, Schallschutzwände 

mit einer Höhe von bis zu 6,00 m, bei einer Galerie mit Kragarm ggfs. sogar 

bis zu 6,90 m Höhe, zu errichten. Es gibt dazu bereits einen Entwurf zur Hö-

he der Lärmschutzwände, Folien 51 und 52 der Präsentation zum 2. Regio-

nalforum. Für die Errichtung dieser Lärmschutzwände ist im Bereich der Be-

standsstrecke des PfA 8.7 ausreichend Platz vorhanden, ohne dass hierfür 

ein Grunderwerb erforderlich ist.  

 

Nach Mitteilung der DB InfraGO AG vom 15.05.2024 hat die deutsche Bahn 

eine „echte Innovation“ im Bereich Lärmschutz entwickelt: transparente 

Schallschutzwände mit höchsten Schallschutzeigenschaften. Das Meta-

Window kombiniert die lärmabsorbierenden Eigenschaften herkömmlicher 

Wände mit den optischen Vorzügen transparenter Schallschutzwände. 

Schlüssel dafür ist der Einsatz von Metatechnologie, die durch eine spezielle 

Geometrie des Schallschutzsystems den akustischen Wirkungsgrad im Ver-

gleich zu herkömmlichen Lärmschutzsystemen erhöht. Die DB und das itali-

enische Startup Phononic Vibes haben das neue System gemeinsam von 

der Forschung bis zur Zulassung entwickelt. Im Rahmen des Greentech Fes-

tivals in Berlin wurde das MetaWindow nun erstmals vorgestellt. Erste Eins-

ätze sind bereits in diesem Jahr beim Bau der S4 in Hamburg geplant. Bei 

der transparenten Lärmschutzwand müssen sich Kommunen nicht mehr zwi-

schen Optik und Funktionalität entscheiden.“ 

 

 Hangsicherungsmaßnahmen (Leutersberg) 
 

Der Hang in Leutersberg muss bei jeder denkbaren Streckenvariante auf je-

den Fall zwingend ertüchtigt werden, da sämtliche Nahverkehrszüge diesen 

Hang auch bei Realisierung der Vorzugsvariante D weiterhin passieren müs-

sen. Auch bei Realisierung der Vorzugsvariante D ist für zukünftigen Perso-

nennahverkehr eine tiefergehende Hangsicherung erforderlich, z.B. durch 

das Vernageln des Hanges, stellenweise durch die Einbringung von Ankern 

oder durch Hangsicherungsnetze wie bei der kürzlich durchgeführten Hang-

sicherungsmaßnahme auf der Ostseite ca. 150 m vor dem Haltepunkt St 

Georgen. Diese Schwachstelle, die sich auf eine Länge von ca. 100 m er-

streckt, kann mit vertretbarem Aufwand grundsaniert werden, zumal der 
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Hang lediglich eine Neigung von ca. 30° aufweist und damit deutlich weniger 

steil ist, als etwa bei der B31 am Hirschsprung. 

 

 Stützmauern 
 

Gegenüber von Hangsicherungsmaßnahmen und bei sonstigen unebenen, 

an die Trasse angrenzenden Bereichen können Stützmauern oder Gabbio-

nenwände errichtet werden, um die Stabilität des Gleisbettes zu verstärken.  

 

 Tiefenentwässerungsmaßnahmen 
 

Auf der Ostseite der Bestandsgleise der Rtb im PfA 8.7 ist derzeit keine 

durchgehende Gleistiefenentwässerung vorhanden. Das Gleiche gilt für Teil-

bereiche auf der Westseite der Bestandsgleise der Rtb im PfA 8.7. Im Rah-

men der Ertüchtigung der Bestandsgleise im PfA 8.7 ist eine durchgehende 

Gleistiefenentwässerung auf der Ostseite und auf der Westseite zu errichten. 

Dadurch kann die Stabilität der festen Fahrbahn gewährleistet werden.  

 

 Flankierende aktive schallschutzeffektive Umweltmaßnahmen mittels Einbau 

zusätzlicher begrünter Rankhilfe-Konstruktionen 

 

Eine begrünte Rankhilfe-Konstruktion ist eine pflanzenbauliche Gestaltung in 

ausreichendem Abstand zur Schallschutzwand, die eine geeignete Maßnah-

me zur Akzeptanzsteigerung von aktiven Schallschutzmaßnahmen darstellt. 

Sofern ausreichend Platz im Bereich der Schallschutzwand vorhanden ist, 

kann durch die Begrünung ggfs. eine zusätzliche schallmindernde Wirkung 

erzielt werden. Ferner fügt sich dann eine Schallschutzwand während der 

Vegetationsperiode von Mai bis September besser in das Landschaftsbild 

ein. 
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Abbild der DB InfraGO AG 

 

Dieser Ansatz erfordert allerdings einen erhöhten Platzbedarf, der frühzeitig zu 

prüfen ist. Die Umsetzung einer begrünten Rankhilfe-Konstruktion wird erleich-

tert, wenn die betroffene Gemeinde bei beengten Platzverhältnissen angrenzen-

de Flächen bereitstellt. Allerdings darf daraus für die Gemeinde kein Mehrauf-

wand für die Pflege entstehen.  

 
2. Zu erwartende Eingriffe bei einer Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise 

 

Bei einer Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise sind erheblich geringere Ein-

griffe zu erwarten als bei einer Realisierung der Vorzugsvariante D der DB In-

fraGO AG: 

 

 keine Inanspruchnahme bestehender Wohngebäude,  

 keine Inanspruchnahme von Betriebsflächen des Bauhofes der Gemein-

de Schallstadt und deshalb keine Notwendigkeit einer Verlagerung des 

Bauhofs, 

 keine oder allenfalls geringe eigentumsmäßige Betroffenheit der Ge-

meinden und privater Dritter, 

 kein Verlust von Rebflächen und keine Ertragsverluste der bestehenden 

Rebflächen, 

 keine Erschwernisse bei der zukünftigen landwirtschaftlichen Bewirt-

schaftung, 

 deutlich geringere Eingriffe in Natur und Landschaft, 

 keine zusätzliche Beeinträchtigung der Frischluftschneise im Vergleich 

zum Nordportal der Vorzugsvariante D mit dem anschließenden Stre-
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ckenverlauf auf Betonpfählen bis zur Vereinigung mit der Bestandsstre-

cke, 

 keine Zerstörung der gewachsenen Landschaft, insbesondere kein Ein-

griff in den Batzenberg, 

 keine Beeinträchtigung des Bauhofes, 

 keine zusätzliche Belastung der Feuerwehr wie im Havariefall im Batzen-

berg beim Nordportal/Südportal der Vorzugsvariante D. 

 

Erforderlich sind lediglich:  

 umfangreiche aktive und passive Schallschutzmaßnahmen (voraussicht-

lich bis zu 6,00 m hohe Lärmschutzwände wie in den PfA 8.5, 8.6 und 

8.8), 

 voraussichtlich Erneuerung der Brückenbauwerke im Bereich der Stra-

ßenüberführung (SÜ) B3 Schallstadt bei Rtb km 217,210 und im Bereich 

der Straßenüberführung am Hockenbuck bei Rtb km 217,630. 

 der Ersatzneubau der Eisenbahnüberführung (EÜ) Friedhofstraße beim 

HP Norsingen gehört zum Standardprogramm des Ausbaus der Rtb und 

hat keinen Zusammenhang mit den Variantenüberlegungen im Bereich 

Schallstadt. 

 
3. Leistungsfähigkeit einer Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise 

 

Die Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise ermöglicht ebenfalls eine regelkon-

forme Trassierung und Anbindung. Zunächst kann eine Optimierung der Trassie-

rung der Bestandstrasse durch eine kleinräumige Linienverbesserung unter Zu-

grundelegung der vorhandenen Trassendaten (IvL, Ivgm) mit dem bestmöglich 

erzielbaren Ergebnis vorgenommen werden (z. B. eine höhere Überhöhung in 

der S-Schleife). Dies gilt insbesondere für die S- Schleife (Kurve Ebringen mit 

einem Innenbogenradius von r = 571,0 m und Kurve Schallstadt mit einem In-

nenbogenradius von r = 1004,0 m). Auf der Grundlage der Bestandsvariante 

kann durch Einfügung einer festen Fahrbahn in der Ebringer Kurve eine Ge-

schwindigkeitserhöhung von 110 km/h auf ca. 130 km/h erzielt werden ohne 

dass dies mit weiteren Eingriffen verbunden wäre.  

 

Sodann kann das derzeitige Oberbausystem S 54 mit Betonschwellen, die in ei-

nem Schotterbett eingebettet sind, in ein System UIC 60 mit fester Fahrbahn 

umgebaut werden. Die Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise führt ebenfalls 

zu einer hohen betrieblichen Leistungsfähigkeit bei geringer Störanfälligkeit. Sie 

wird nach Durchführung der erforderlichen Ertüchtigungsmaßnahmen (insbe-
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sondere nach Durchführung der erforderlichen Tiefenentwässerung) ebenfalls 

gute Baugrundverhältnisse und eine gute Grundwassersituation aufweisen. 

 
Eine Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise hätte für den Nahverkehr den Vor-

teil einer besseren und schnelleren Anbindung sämtlicher Nahverkehrszüge im 

Bereich der Breisgau S-Bahn und würde eine Taktverdichtung der Breisgau S-

Bahn südlich von Freiburg in beide Richtungen ermöglichen. Genau dieser Vor-

teil wird bei den PfA 8.5 und 8.6 ohne die Errichtung von zwei zusätzlichen Glei-

sen für den Fern- und Güterverkehr, ohne teure Tunnelbauwerke und ohne auf-

wändige Überwerfungsbrückenbauwerke eintreten. 

 
Für den Fernverkehr kann bei der Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise zwar 

voraussichtlich die gewünschte Zielgeschwindigkeit von 200 km/h nur in einzel-

nen Teilbereichen des PfA 8.7 erreicht werden. Die vorgeschlagenen Ertüchti-

gungsmaßnahmen sind aus unserer Sicht aber geeignet, eine gegenüber dem 

jetzigen Bestand erhebliche Geschwindigkeitserhöhung zu erzielen. Dies ist im 

Rahmen der Variantenuntersuchung der Lph 2 detailliert zu untersuchen.  

 
Selbst wenn die gewünschte Zielgeschwindigkeit von 200 km/h in einzelnen 

Teilbereichen des PfA 8.7 unterschritten werden sollte, ist zu berücksichtigen, 

dass von Süden kommende schnelle Fernzüge (insbesondere ICE) ab Rtb km 

212,800 mit der Einleitung des Bremsvorgangs beginnen müssen, um auch bei 

ungünstigen Witterungsverhältnissen im Hbf Freiburg planmäßig rechtzeitig hal-

ten zu können. Im Herbst, wenn es rutschig ist, verlängert sich der Bremsweg 

teilweise ums 6-fache.  

 
Hinzu kommt, dass südlich des Hauptbahnhofs Freiburg weniger Nahverkehrs-

züge verkehren als nördlich des Hauptbahnhofs Freiburg. Die Errichtung von 

zwei zusätzlichen Gleisen für den Fern- und Güterverkehr neben den beiden Be-

standsgleisen mit Überwerfungsbrückenbauwerk im PfA 8.7 ist deshalb nicht er-

forderlich, um für den Nahverkehr südlich von Freiburg ausreichende Schienen-

verkehrskapazitäten zu schaffen. 
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V. Gegenüberstellung der Vorzugsvariante D und der  

Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise 

 

1. Leistungsfähigkeit der Varianten  
 

Bei einer Gesamtbetrachtung dürfte die Vorzugsvariante D allenfalls – und auch 
nur für den Fernverkehr - geringfügig leistungsfähiger sein als die Ertüchtigung 
der jetzigen Bestandsgleise.  
 

2. Zu erwartende Eingriffe durch die Varianten 
 

Die Vorzugsvariante D der DB InfraGO AG führt mit dem Neubau für den kurzen 

Abschnitt zwischen Leutersberg und Schallstadt im vorgesehen Einschnitt des 

Batzenbergs in den Anfangsabschnitten im Norden (80m) und im Süden (280m) 

des Batzenbergtunnels zu dem mit Abstand intensivsten Eingriff im gesamten 

Abschnitt der Ausbaustrecke für die Rheintalbahn der PfA 8.5 bis PfA 8.9. 

 

Zunächst müssen drei Wohnhäuser im Bereich Leutersberg in Anspruch ge-

nommen werden. Die Straßenverbindung alte B 3 zwischen Freiburg St. Geor-

gen und Schallstadt muss möglicherweise im Bereich Leutersberg aufwändig 

verlegt werden. Ferner ist insgesamt ein erheblicher Eingriff in die Natur und 

Landschaft erforderlich.  

 

Weiterhin ist durch die Teilinanspruchnahme von Betriebsflächen des Bauhofes 

der Gemeinde Schallstadt eine Verlagerung des Bauhofs erforderlich.  

 

Die Vorzugsvariante D erfordert voraussichtlich eine Untertunnelung des Bat-

zenbergs in offener Bauweise auf einer Länge von 1,35 km, in dem die Bahn in 

einem teuren Bauwerk durch den Hang fährt (wie oben dargelegt steht die Not-

wendigkeit einer offenen Bauweise aber noch nicht abschließend fest). Dadurch 

würden zahlreiche Rebanlagen im historischen Batzenberg zerstört werden.  

 

Des Weiteren ist mit der geplanten Talbahnbrücke beim Bauhof Schallstadt und 

mit dem Überwerfungsbrückenbauwerk im Bereich Scherzingen vor dem HP 

Norsingen ein ganz erheblicher Eingriff in das Landschaftsbild und die Wegefüh-

rung verbunden. Außerdem ist nördlich von Leutersberg ein großer Einschnitt in 

den Rebberg und Herstellung einer sogenannten Grünbrücke (=Tunnel) erforder-

lich. 

 

Zu berücksichtigen ist ferner, dass für eine Tunnelanlage nach Vorgaben der 

EBA Richtlinie „Anforderungen des Brand- und Katastrophenschutzes an den 
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Bau und Betrieb von Eisenbahntunneln“ mit über 500m Länge, die Erstellung 

von Flucht- und Rettungswege einschl. die Erstellung je eines Rettungsplatzes 

mit mindestens 1.500 m² dauerhaften Inanspruchnahme - am Nordportal sowie 

auch am Südportal - fällig werden. 

 

Schließlich ist aus Sicht der Gemeinde Schallstadt die Errichtung eines Überwer-

fungsbrückenbauwerks südlich des Südportals des Batzenbergs unverhältnis-

mäßig. Das geplante Überwerfungsbrückenbauwerk ist im Vergleich vom Kos-

tenaufwand, von der Notwendigkeit und vom Nutzen her mit dem Überwerfungs-

brückenbauwerk bei dem Einfädelungsknoten Buggingen der Neubaustrecke 

nicht vergleichbar und ist aus Sicht der Gemeinde Schallstadt nicht erforderlich. 

Denn beim Überwerfungsbrückenbauwerk Buggingen wird die bestehende 

Rheintalbahn mit allen Personenfern- und Nahverkehrszügen in die stark fre-

quentierte Neubaustrecke, auf der zahlreiche Güterzüge verkehren, eingefädelt. 

Dagegen würde ein Überwerfungsbrückenbauwerk bei Scherzingen vor dem HP 

Norsingen lediglich dazu dienen, für eine kurze Teilstrecke den Personenverkehr 

in der Weise aufzuspalten, dass der Personenfernverkehr durch den Batzenberg 

fährt und der Personennahverkehr im Zuge der bestehenden Rtb über die Halte-

punkte Schallstadt, Ebringen und St Georgen, an den Freiburger Hauptbahnhof 

angebunden wird. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Haltepunkte 

Schallstadt, Ebringen und St Georgen nicht entfallen können, da das erforderli-

che Reisendenaufkommen an diesen Haltepunkten gegeben ist. 

 

Dagegen sind mit der Ertüchtigung der Bestandsgleise im Verhältnis ganz erheb-

lich geringere Eingriffe zu erwarten, insbesondere keine Inanspruchnahme be-

stehender Wohngebäude. 

 
3. Kosten- Nutzen- Verhältnis der Varianten 

 
Die Vorzugsvariante der DB InfraGO AG ist um ein Vielfaches teurer als die Er-

tüchtigung der Bestandsgleise. 

 

a) Geschätzte Herstellungskosten für die Vorzugsvariante D  

 

Für die Vorzugsvariante D der DB InfraGO AG sind – sehr konservativ geschätzt 

-Gesamtkosten in Höhe von ca. 130 Mio € zu veranschlagen. Die Gesamtkosten 

setzen sich bei sehr konservativer Schätzung wie folgt zusammen: 

 

 Kosten für das Tunnelbauwerk am Batzenberg in Höhe von 113 Mio € 

 Kosten für die Talbrücke am Bauhof Schallstadt in Höhe von 5,5 Mio € 
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 Kosten für das Überwerfungsbrückenbauwerk bei Scherzingen vor dem HP 
Norsingen (Kreuzungsbauwerk 1 südlich, km 218,190) in Höhe von 11,5 Mio 
€. 

 
Tatsächlich sind weit höhere Kosten zu erwarten.  

 
Hinzu kommen folgende Kosten:  
 

 die Kosten für die Stützbauwerke im Bereich Leutersberg (Anlage 11 des 
Erläuterungsberichts Vorplanung),  

 die Kosten für das Überwerfungsbauwerk im Bereich Leutersberg (Kreu-
zungsbauwerk 1 nördlich, km 215,043),  

 die Kosten für den Hangeinschnitt mit Grünbrücke nördlich Leutersberg,  

 die Kosten für die Eisenbahnüberführungen auf der neuen Strecke (Str 
4316) EÜ L125 (Anbindung Tunnel) – km 1,073, EÜ Staufener Straße – 
km 1,804, EÜ Nordportal – km 2,093,  

 die Mehrkosten für die SÜ Ebringer Straße – Str 4000, km 215,811, die 
dadurch entstehen, dass die Straßenbrücke Ebringer Straße nach dem 
Erläuterungsbericht Vorplanung auch die zwei neu hinzukommenden 
Gleise überspannen muss,  

 die Kosten für das Zuwegungskonzept, da nach dem Erläuterungsbericht 
Vorplanung entlang der Bahnstrecke mehrere Zuwegungen für die An-
fahrt von Rettungskräften im Ereignisfall hergestellt werden müssen, so-
wie 

 die Kosten für die erforderliche Verlagerung des Bauhofs der Gemeinde 
Schallstadt,  

 
die derzeit von der Gemeinde nicht beziffert werden können.  
 
Dabei sind weitere Kosten wie Entschädigung für in Anspruch zu nehmende Ge-
bäude, Grunderwerbskosten und der Verlust von Rebflächen am Batzenberg 
noch gar nicht eingerechnet. Im Einzelnen: 
 

 Prognose der Herstellungskosten des Tunnelbauwerk am Batzenberg 
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Die Herstellungskosten für das geplante Tunnelbauwerk am Batzenberg lassen sich aus 
den Herstellungskosten des Katzenbergtunnels sachgerecht ableiten.  

 
Abbildung: https://de.wikipedia.org/wiki/Katzenbergtunnel 

Muster Katzenbergtunnel v(ICE) bis 250 km/h 

 

Es wurden in den gesamten Abschnitt des Katzenbergtunnels insgesamt 610 

Millionen Euro investiert. Davon entfallen 340 Millionen Euro auf den Tunnelroh-

bau, 90 Millionen Euro auf die anschließenden Streckenabschnitte, 90 Millionen 

Euro auf die eisenbahntechnische Ausrüstung. Die Planungskosten lagen eben-

falls bei 90 Millionen Euro.  

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Katzenbergtunnel
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Vgl. Heinz-Georg Haid: Der Streckenabschnitt 9 im Großprojekt 
Karlsruhe–Basel. In: DB ProjektBau GmbH (Hrsg.): Infrastruktur-
projekte 2014: Bauen bei der Deutschen Bahn. DVV Media Group 
| Eurailpress, Hamburg 2014, ISBN 978-3-87154-505-4, S. 102–
107. 

 
Für den Katzenbergtunnel ergibt sich somit folgende Kostenaufschlüsselung: 
 

 
 

 

 

Bei einer geplanten Länge des vorgesehenen Tunnelbauwerks im Batzenberg 

für die Vorzugsvariante D von 1.350 km ergeben sich für das reine Tunnelbau-

werk am Batzenberg auf der Grundlage einer Ableitung der Kosten des Katzen-

bergstunnels Herstellungskosten von ca. 83.703 € pro lfm (=83.703.000 €/km) 

Kosten in Höhe von 113 Mio € bezogen auf das Jahr 2025. Hochgerechnet auf 

das Jahr 2040 wären dies ca. 154 Mio €.  

 

Beispielabbildung IKT Gelsenkirchen 
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Hinzu kommen die Herstellungskosten für die dauerhaft am Nord- und Südportal 

vorzuhaltenden Rettungsplätze mit einer Größe von jeweils 1.500 m² sowie die 

Herstellungskosten für die Zuwegung der Rettungskräfte zu den Rettungsplät-

zen.  

 

 Kosten für die Talbahnbrücke beim Bauhof Schallstadt 

 

Die Kosten für die Talbahnbrücke beim Bauhof Schallstadt vom Nordportal des 

von der DB InfraGO AG geplanten Tunnelbauwerks am Batzenberg bis zur ge-

ländeebenen Anbindung der NBS parallel zur Rtb belaufen sich auf mindestens 

5,5 Mio €. 

 
Abbildung Talbrücke am Bauhof Schallstadt - aus Präsentation der DB InfraGO AG vom 17.11.2022 

 

 Kosten des Überwerfungsbrückenbauwerks bei Scherzingen vor dem HP 
Norsingen 

 

Für das von der DB InfraGO AG vorgesehene langgezogene Überwerfungsbrü-

ckenbauwerk auf Betonpfählen als Teilmaßnahme der Vorzugsvariante D bei 

Scherzingen vor dem HP Norsingen (nach Süden gesehen) zur Trennung des 

Personennahverkehrs vom Personenfernverkehr, werden die Herstellungskosten 

- geschätzt aus Erfahrungswerten - mindestens 11,5 Mio € betragen. 
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Abbildung Überwerfungsbrückenbauwerk bei Scherzingen vor dem HP Norsingen - aus Präsentation der DB In-

fraGO AG vom 17.11.2022 

 

b) Geschätzte Herstellungskosten für die Ertüchtigung der Bestandsgleise im PfA 

8.7 der Rtb mit dem System feste Fahrbahn UIC 60 

 

Die Kosten für die Ertüchtigung der Bestandsgleise im PfA 8.7 werden von der 

Gemeinde mit insgesamt ca. 3,3 Mio € geschätzt.  

 

Auf dem Markt gibt es einige Systeme der festen Fahrbahn, die bei Neubau- und 

Ausbaustrecken für Schnellfahrstrecken im Eisenbaubau eingesetzt werden, z.B. 

das System feste Fahrbahn RHEDA 2000 oder das System feste Fahrbahn Max 

Bögl. 
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Abbildung Systemaufbau feste Fahrbahn RHEDA 2000 

 

 
Abbildung Foto Beispiel Systemaufbau feste Fahrbahn RHEDA 2000 
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Abbildung Foto Beispiel Systemaufbau feste Fahrbahn Max Bögl 

 
Die Herstellungskosten pro laufendem Kilometer Feste Fahrbahn werden von 

der Gemeinde mit ca. 1 Mio € angesetzt. Nach den Angaben aus Wikipedia be-

trugen die Herstellungskosten pro laufendem Kilometer Feste Fahrbahn bei 

der Schnellfahrstrecke Köln–Rhein/Main mit Vmax 350 km/h ca. 770.000 Euro. 

Unter Berücksichtigung der Kostensteigerung der letzten Jahre erscheint es 

sachgerecht, die Kosten pro laufendem Kilometer mit 1 Mio € anzusetzen. Für 

die kurze Teilstrecke der Ertüchtigung der jetzigen Bestandsgleise zwischen 

Leutersberg und Schallstadt ergeben sich daraus Gesamtkosten in Höhe von 3,3 

Mio €. Hinzu kommen ggfs. noch Kosten für die notwendigen Arbeiten an der 

Oberleitung und die Kosten für Lärmschutzwände, die als „Sowieso-Kosten“ hier 

nicht berücksichtigt sind, weil sie in beiden Varianten anfallen.   
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VI. Fazit 

 

Die geringe Zeitersparnis von geschätzt 1 Minute (8 Minuten für den Bereich Offenburg-

Müllheim nach Angabe BVWP), die bei einer Geschwindigkeitserhöhung auf 200 km/h 

unter Berücksichtigung des zwingenden Halts in Freiburg Hbf im PfA 8.7 für Fernver-

kehrszüge erzielt werden kann, steht zu dem erheblichen Eingriff der jetzigen Vorzugs-

variante D der DB InfraGO AG in keinem Verhältnis. Auch die Auftragserfüllung unter-

liegt dem Gebot der Verhältnismäßigkeit.  

 

 

 Die jetzige Variante verursacht massive Eingriffe, insbesondere der Abriss 
von drei Wohnhäusern. Ferner verursacht die Vorzugsvariante D eine Teili-
nanspruchnahme von Betriebsflächen des Bauhofes der Gemeinde 
Schallstadt mit der Folge einer notwendigen Verlagerung des Bauhofs er-
forderlich 
 

 Erhebliche Eingriffe durch das Tunnelbauwerk auf der kompletten Länge 
von 1,35 km, dazu kommen Rettungsplätze etc.  
 

 Kosten von ca. 130 Mio. € zzgl. laufende Kosten im Betrieb. 
 

 Bislang ist nicht durch ein schlüssiges Betriebskonzept nachgewiesen, 
dass der vorhandene Halbstundentakt der Nahverkehrszüge der DB Re-
gio von Bugginen bis Kenzingen überhaupt eine Geschwindigkeit von 200 
km/h der Fernverkehrszüge ermöglicht. Dies gilt umso mehr, als der so-
genannte Deutschlandtakt eine halbstündige ICE-Verbindung Süd-Nord vor-
sieht. Eine isolierte Erhöhung der Geschwindigkeit für Fernverkehrszüge im 
kurzen PfA 8.7 führt nicht automatisch dazu, dass automatisch die Ge-
schwindigkeit von Fernverkehrszügen von Buggingen bis Kenzingen auf 200 
km/h erhöht werden kann. Hierfür steht bisher ein Nachweis der DB InfraGO 
in Form eines aussagekräftigen Betriebskonzepts auf der Prämisse eines 
Halts sämtlicher Personenzüge im Hbf Freiburg aus.  

 

 Der Ausbau der Bestandsstrecke als sich aufdrängende Alternative 
wurde überhaupt nicht fundiert geprüft. Die bisher vorgestellten vier Vari-
antenüberlegungen beruhen sämtlich auf einem Neubau von zwei Gleisen für 
den Fernverkehr und einer Aufrechterhaltung der Bestandsstrecke für den 
Nahverkehr. In den anderen Abschnitten ist der Ausbau der Bestandstrecke 
die Vorzugslösung. 

 
Lösung: Optimierung und geringfügige Anpassung der Trassenführung im Be-

stand um das Ziel einer Vmax 200 km/h auf einer Teilstrecke ganz und im Übri-

gen eine nach Lage der Dinge machbare Geschwindigkeitserhöhung zu errei-

chen. Zwar dürften bei der Zeitersparnis geringe Abstriche im Sekundenbe-
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reich hinzunehmen sein. Dies wird jedoch dadurch aufgewogen, dass die 

Vorzugsvariante D der DB InfraGO AG um ein Vielfaches teurer ist (mindes-

tens um das zehnfache) als die vorgeschlagene neue Variante einer Ertüchti-

gung der Bestandsgleise. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
Dr. Thomas Burmeister 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
 
 
 
 
 

 

 


